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:, '  ,s Landgericht München r, 23. zivirkarnmer, durch Richter am Land,3=i--:
' :: '  ' ' : . ,, ' :r 'ars Einzerrichter aufgrund der mündrichen Verhandrung vom 16.11.2.,,._,i.'  -üJ9 folgendes

Endurteil:

Das Voi-behar:suiieiiv';m 26.*i .2*-*7 '+i# =".rr,g.e.i:?3-=i1, !,1*rri=,ii =rr,B;=i-el
,:ber 9.20,.r Eurc n=bs: S :.+_Fu"i i_=:. i  üi+: j== J=s:s3ts:=: _r:,:
j5.05.2C06 ausge,i iei; t  lvurce. in ; iohe ic; 3.Ztio Eur-=. r?!si 5 1:_
)unkien über dem Sasiszinssak ssii 25.ü5.i,+ bieibt es =uire:rie":ra)ie,_._*,
und der Vorbehalt' entfällt.

;m Übrigen wird die Klage abgewiesen.

\ion den Kosten des Rechtsstreits trägt der (:äger ,?i i: uai;-;= 3;k:=;::
19  %.

Das urteir ist gegen eine sicherheitsreistung in f{öhe vcn i ic i., r=s ;=_wcils zu votstreckenden Betrages vorräufig votstreckbar.

lv .
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! l F . l '  a rl  atDestand

Der Kläger begehrt Kaufpreiszahlung. für die Übertr:agung seiner psychotherapeuti-

schen Praxis samt kassenärälicher Zulassung an die Beklagte.

Beide Parteien sind Diplompsychologen und psychologische Psychotherapeuten.

' t

Am 17.2.120.2.2006 schlossen die Parteien einen mit ,,Praxisübernahme- und Kauf-
vedrag" überschriebenen Vertrag ab (Anlage K 1). In diesern vorläufigen Vertrag
wurde unter anderem folgendes geregelt:

1 . ,,f.lerr (Kläger) übergibt mit wirkung vom 1.4.20a6 seine ver-
tragsärztliche psychologische Psychotherapetttenpr-ali/s, zJgi+ä-ss3,l 5;;, ,:,=i
kassenärztlichen vereinigung München sfadf und Land, an Frau

/ Flc,_.:klagte)

2 Frau . nimmt diese Übertragung an und führt die'praxis in eigenern
Namen und auf eigene Rechnung weiter.

3' Praxisräume oder Praxisgegenstände werden nicht übergeben.
4' Frau i en:trichtet eine Abfindungssumrne in Höhe von Euro'48.0o0 (in

Worten: achtundvierzigtausend): Der Betrag wird bei Bedingungseintril gem.
Ziffer 6 dieses Vertrages zur Zahlung fäilig.

5. Ab übergabe der eraiig t1ägt Frau alte mit der praxis ve,rA,urnAinen
Ausgaben und Abgabdn.

6' Der Vertragsschluss erfolgt unter der Bedipglng, dass der Zulassungsaus-
gchuss der KV Bezirk Stadt und Land, Frau tls psyci,hologische psy-
chotherapeutin zur Fortführung derausgeschr'e benen praxis zurcsst utnd die-'
se Zulassung besfa ndskräftig wird.,,

. .

_. .r1 ,D,e.r,K!1se1 hatt-e s3ine Praxil in seingr wohnupg o;irjebän, sooäss er pra.,,iiraume
undPra '  '  '  "  \

i , ,xisgegenstände nicht übereignete; was dem ZUlassungsausichuss,und ;ruch,, ,

,  
' . -  

. .  '
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der Beklagten bekannt war. Bei ihrer Anhörung vor dem Zulasstrngsausschuss teiite

die Beklagte mit, dass sie mit den Abgabemodalitäten einverstanden sei.

Die Beklagte wurde am 21.3.2006 vom.Zulassungsausschuss zugelassen: Der Zu-

lassungsbeschluss wurde am 8.5.2006 rechtskräftig (Anlage K3). lm Beschluss des
Tulassungsausschusses.ist niedergelegt, dass der Kläger als Nachfolger eine Analy-

tikerin bevorzuge, da er noch analytisch anbehandelte Patienten an seinen Nachfol-

ger übergeben müsse. Eine Zahlung der Abfindungssumme in Höhe iton 48.CC0 Eu-

ro an den Kläger durch die Beklagte blieb unstreitig aus.

Die Beklagte schrieb am 24.5.2006 ein Schreiben {Aniage 3 3i an Jan Kiäg:,:. ir

dem sie ausführte, dass sie vorstellungsrvillige Patienien des Kläger-s darau-f hirge-

wiesen h.abe, dass erst mit Bestandskraft ihrer Zulassung in mehreren Wochen z,u

rechnen sei und sie sich deshalb bei Bedarf in einiger Zeit nochmals bei ihr'melden

sol l ten.

Der Kläger verlritt nun die Auffassung, zwischen ihrn und der Eeklagien se! ain ,,";lrii

samer Praxisübernahme- und Kaufuertrag zustande gekommen. deshalc siunde i*n
rnit der bestandskräftigen Zulassung der Beklagten ein Zahlungsanspiucn über-
48.000 Euro zu, insbesondere habe er seinen Teil der Verpflichtungen erfüllt und der
Beklagten seine Patienten vermittelt.

lm Lauife des Rechtsstreits führt der Kläger insbesondere aus, dass seine praxis,

wenn auch ohne Praxisräume und Gegenstände, so doch im Ganzen übertragen
wurde und nicht bloß die kassenäraiiche Zulassung ver:kauft werden sollte. Zum
fraglichen Goodwill där Praxis stellt der Kläger verschiedene Berechnungen auf, vgl.
hiezu vor allem den letzten Schriftsatz vom 28.5.2009 (Blatt 2Agtl262'd:A.),
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Zur Prozessgeschichte ist äuszuführen, dass der Prozess zunächst als Urkundsver-
fahren anhängig gemacht wurde und rnit Datum vom 26.1 .20oT ein Vorbeiraltsurleil
zugunsten des Klägers erging, welches dern Kläger die gesamte Klagesumme über
48'000 Euro zugesprochen hat, lediglich im Zinsausspruch vom ursprünglichen Kla-
geantrag etwas abgewichen ist. Auf das Voöehaltsurleit vom 26. 1.2007 (Blatt 4ol4g
d.A.) wird vollurnfänglich Bezug genornrnen.

Der Ktäger beantragte zuletzt:

Das Vorbehaltsurteil vom 26.1 .2007 bleibt aufrechterhalten und der Vor-
behatt entfällt.

Die Bektaqte beantragt:

Das vorbelraltsurteil vorn 26.1 .200r wird aufgehoben ur.rd ciie Klage ab-
gew!esen.

Die Beklagte behauptet, ein Patientenstarnrn sei nicht vorhanden gewesen bzw. derr  r  v r  I  r q l  t w s l  I  v t r v v E i  .
Kläger habe einen solchen nicht übertragen oder eine übertragung verhindert.
Die Beklagte ist deshalb der Ansicht, die Praxisubernrhr.u"-*;r;"; sei unwirk-
sarn' da es dem Kläge-r nur darum gegangen sei, seine Kassenzul"""rn"g =, u"riur-
fen' Dies sei aber nicht zulässig, da eine solche - öffenflich rechfliche Maßstäben
folgende - Zulassungsüberlragung nicht verkehrsfähig sei, Eine nach dem Zivilrecht
zu beurteitende übertragung materieren und immatJriet,..;;r;;;.;; ;r;""';;;
stattgefunden' Der streitgegenständliche Vertrag sei deshalb als ni"r,iig zu bewerten,
ein Kaufpreisanspruch ergebe sich aus dem nichtigen Vertrag nicht. ln.n"rono"r"
sei der Praxiswert incl. des ,,Goodwilf,, null.
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Das Gericht hat nach dern Erlass des VorbehaltsurteilÖ rnel-frere Verhandlungen

durchgeführ1 und insbesondere ein umfangreiches Sachverständigengutachten zur

Bewertung der Praxis eingeholt. lm Laufe des Verfahrens wurde auch dem Verdacht

des ,,Betruges" durch die Beklagte nachgegangen in einer Konstellation, in der diese

von Anfang an vollkommen zahlungsunwillig gewesen sein sollte. Der Kläger hat in

diesern Zusammenhang auch Strafanzeige erstattet. Dieses Gericht hat dalu uneid-

lich eine Zeugin vernornmen.

Zur Veryollständigung des Tatbestandes wird auf die Protokolle der Verhandlungen

und auf das Sachverständigengutachten des Sachverständigen Vi'enk vcrn

31.3.2009 (Blatt 1831212 d.A.) und das Ergänzungsgutachten l./crn 8.7.2009 {Blatt
265-1274 d.l.) verwieseq. Desweiteren wird zur Vervollsiänciigung des Taibesianis

auf sämtliche Schriftsätze der Parteien verwiesen.
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E n't s c h e i d u n g s e r ü n d e :

Die zulässige Klage ist teilweise begründet.

A)

Nachdern irn Vorbehaltsurteil vom 26.1 .2007 der Beklagten ihre Rechte vorbehalten
wurden und diese das Nachverfahren beantragt hatte, wurde selbiges durchgefühi1.
Gem. der $$ 600 Abs' 2 i.V.m. 302Abs. 4 Satz 2ZPO ist eine Anderung des Vorbe-
haltsudeils rnöglich.

Zunächsi ist festzustellen, dass ein Anspruch aus dem Kaufuertrag nicht besteht. Der
Kautuertrag ist gem. g 138 Abs. 1 BGB nichtig.

r)
Die Beweiserhebung zum wert der Praxis im Übertragungszeiiruur *"' nicht Be-_ _ J  _ : .  . W Y E v .  r r . e s r  I  r  v Y

standteil des urkundsprozesses, insoweit wird das urteil also abgeänder1. Der Kauf-
vertrag an sich ist schon nicht entstanden, da zwar die beiden uo-* 

"r* 
il;;

willenserklärungen vorragen, aber ein Nichtigkeitsgrund vorrag.

Der Kaufuertrag ist allerdings nicht gem. s 138 Abs. 2 wegen auffälligem Missver-
hältnis zur'Leistung nichtig, da es für die Rnwenoung des s 138 Abs. 2 BGB an den
subjektiven Voraussetzungen in der Person des Krägers bzw. der Beklagr"niui, 

--

B)



- 8 -

hier also ein Kaufpreis von 48.000,- EUR bei einern festgästelltön Mittelweft der pra-

x is  von 9.200, .  EUR.

Dieser Sittenverstoß ergibt sich hier unmittelbar aus dem Inhalt des Rechtsgeschäfts,
das heißt, es liegt eine sog. Inhalissittenwidrigkeit vor, auch kann er aus dem Ge-
sarntcharakter des Praxisübeinahmevertrags geschlossen werden, das heißt unter
Zusammenfassung der Wurdigung von lnhalt, Beweggrund ünd Zweck,des Geschäf-
tes führt derfünffach überteuerte Preis dazu, dass man von einem wucherähnlichen
Geschäft sprechen muss.

Es genügt also das objektiv auffällige Missverhältnis zwischen Lelstung und Gegen-
leistung, auch wenn keine Ausbeutung im Sinne des S 133 Abs. 2 oder sci,-si ge-
nannte umstände daraus vorliegen. Der Vertrag ist trotzdem nichtig.

1) Bei diesem Ergebnis hat das Gericht die
zugrunde gelegt, der einen praxiswert im Mittel:
des Gutachtens, Blatt 211 d.A.).

Bewertung des Sachverständigen

von 9.200 EUR sieht (vgl. Blatt 29

2\' Die Feststellungen des Sachverständigen gehen dabei sämlich von zutreffen-
den Anknüpfungstatsachen aus und. erfassen den zur Begutachtung gesiandenen
Sachverhalt vollständig. Die Sachverständigenfeststellungen waren in ;"0", Hinsicht
nachvollziehbar, sind in sich schlüssig und widerspruchsfrei. Die Feststellungen des
sachverständigen sind von erkennbar hoher sachkunde getragen, insbesondere ist
der Sachverständige Wenk irn Bereich der AztpraxenQewertung schon seit oem .lanr
1996 tätig, seit dem Jahr 2002 auch als von der IHK öffenfl ich beeidigter sachver-
ständige, auch wenn er tatsächlich im Raum München noch keine psychotherapeuti-

. schen Praxis schrift l ich für ein Gericht bewertet hat. 
'  - '  

. '

Das Gericht rnöchte an dieser Stelle ausdrücklich darauf.hinweisen, dass es 
.nicht

leicht war, im Raum München, bz.w. in ganz Bayern einen Sachverständigen =u in-

9"n, der sich 211 BeoutachtÜng der stl3itoegenständlicheh 
:psychotnerapeutischenl

Praxis bereit erklärt hat und'iÄsbesonderö einen'Güt"cni*.=ü finden,der bereits öftär 
' 

,' -  :  . :  i . .  , . .  

,
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konkrete schriftl iche Gutachten solcher Art erstellt hat. Gegen den zunächst ausge-
wählten Sachverständigen Udo Cramer (81.135 d.A. - der einzige, der in München
auffindbar war), hat die Beklagte bzw. der Beklagtenvertreter persönliche Bedenken
ins Feld geführt (SS v. 21 .0'1.2008 - Bt.139 d.A:).

Der Sachverständige Wenk ist hier gerichtsbekannt und in einer Vielzahl von
Aztpraxenbewertungen tätig gewesen, stets als neutraler zuverlässiger und beson-
ders umsichtiger und gewissenhafter Exp.erte bekannt geworden.

Das Gericht macht sich deswegen sämtliche Feststellungen und schlussfolgerungen
des sechyerständigen wenk zu Eigen und legt sie seiner Entscheidung zugrunou.

lm ubrigen.wird auf die ausführlichen schriftlichen Gutachten
hrganzungsgutachten) sowie die mündlichen Ausführuncsn
16.1 1.2009 verwiesen.

und (Gutachten und
iri cier Si?un= \.?ir

3) , Es ist zwar richtig, dass der Kläger mit schriftsatz vom 25.5,2009 (Blatt 2zT
d'A' ff) zahlreiche Alternativberechnungen vorgestellt hat (insbesondere ab B laft 24o
d'A') als dem Klägerveftreter aber in der Sitzung das Fragerecht erteilt wurde, ,,r,,.
der Klägervertreter zu ält diesen Paralleiberechnungen keine Fragen, er ven ies te-
diglich darauf, dass das Gericht hier beurteilen müsse, welche parallelberechnungen
denn rechtlich zutrefiend seien.

,?:1kann 
'das Gericht ausführen, dass es die Darstellungen des sachverständigen

für überzeugend hält und insoweit die vorn sachverständigen getätigten Berechr,-un-
gen für richtig hätt.

lm Ergebnis besteht also wegen einer sittenwidrigkeit gern. s 138 Abs. 1. BGB kein
Anspruch aus dem Kaufvertrag selbst. :

:,\j : ,
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n\v t

Es besteht auch kein Anspruch aus einem Betrugsvonvurf gegen die Beklagte gem.
S 823 Abs'2 BGB i.V'm. S 203 Abs,1 STGB, gestützt auf vollkommene Zahlungsun-
will igkeit der Beklagten. Ein solcher ließ sich durch die Zeugenaussagen nicht erhär-
ten,

Dazu die Aussage der Zeugin Schmetzer vom Zulassungsausschuss aus cer Ver-
handlung vom 07. 12'2007 (Protokoll Fjl.126t132 d.A.), wonach die Bekiagre sehr
woh I g ru n d sätzliche Zah lu ngsbereitschaft s ig nalisierte.

D)

Aber durch Überleitung der Praxis und grundsätzliche zur verfugungstellung
tientenstamms an die Klägerin, war die Beklagte ungerechtferligt bereichert
812 Abs. 1, Satz 1, Fafl  1 BGB,

des Pa-

gem $

r)
Die Klägerin hat zunächst etwas erlangt durch die Leistung des Klägers und dies oh-

nd des nichtigen Kaufvertrags die Möglichkeit hatte,
die vom Kläger zugewiesenen Patienten zu betreuen und vom Kläger die kassenärzt-
liche Zurassung erharten hat. Beidäs stent, auch wenn für die'a;u"";;n;il;
i s t ,g rundsätz l iche in , ,EtWaS, . imSinnedes$B12Abs '1BGBdar '

u - ' -

Dass die Beklagte dabei die grundsätzliche Möglichkeit zur Betreuung der patienten

fatte' -\ann 
man zwangfos aus dem unstreitig zugegangenen Schreiben der Beklag

a . . ' : , .  . . , t . - : , r  
i . . . : 1 ,  ,

. j j .
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il)

Die Rechtsfolge ist die Herausgabe der Bereicherung durch die Beklagte, vgl. SS 812
Abs.1,818 BGB- Da nun aber die Herausgabe wegen der Beschaffenhei t  des Er-
langten nicht mehr möglich ist, hat die Beklagte im konkreten Fall den Wert zu erset-
zen, den sie erhalten hat.

Hier irn konkreten Fall geht der Sachverständige davon aus, dass der praxiswert irn
Mittel 9.200 EUR betragen hat, eben diese 9.200 EUR hat die Beklagte mithin zu
ersetzen:

ilt)
zumVerzugsbe$inn kann auf die Ausführungen im Vorbehaltsurteil dort unter ll), Sei-
te 8, verwiesen werden. Der verzug begann mithin am,2s.s.2006.

D)@

Die Kostenentscheidung beruht auf g 302 Abs. 4, satz zzpo i.v.
ZPo und entspricht dem teilweisen obsiegen und unterliegen.
Die vorläufige Voflstreckbarkeit ergibt sich aus S 70g satz r zpo:

Richter arn Landgericht

mit $ 92 Abs.
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